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8. Mai 1945: Der Sieg über den 
Nationalsozialismus 
8. Mai 1995: Deutschland feiert den Sieg über 
seine Vergangenheit 


Am 8. Mai 1945 war mit der bedingungslosen Kapitulation die hart erkämpfte Niederschlagung des Deut- 
schen Reichs, des Nationalsozialismus und der Vernichtungsarmee Wehrmacht vollbracht. Der National- 
sozialismus als politische Herrschaftsform wurde von den Alliierten militärisch zerschlagen. Das Projekt 
‘Deutsches Reich’ war in seiner barbarischsten Ausformung gescheitert. 

Die ‘nationale Erhebung’ von 1933, mit der sich so viele Deutsche identifiziert hatten, hatte ihr vorläufi- 
ges Ende gefunden. Dieser Bruch mußte von außen herbeigeführt werden, da der Widerstand in Deutsch- 
land marginal blieb. Der Bruch mußte gegen den Willen des Großteils der Bevölkerung erzwungen wer- 
den, die sich dem Nationalsozialismus als selbst suggerierte und formierte ‘Volksgemeinschaft’ anbot. 
Folgerichtig war für die meisten Deutschen der 8. Mai ein Tag der Niederlage und kein Tag der Befreiung. 
Befreiung bedeutete dieser Tag allein für die Opfer des Nationalsozialismus, für die Inhaftierten der Kon- 
zentrationslager und Gefängnisse, für die Zwangsarbeiterinnen und Kriegsgefangenen und für alle vom 


Deutschen Reich ehemals besetzten Länder. 


Die Vernichtung des europäischen Judentums und der 
rassistische Vernichtungskrieg gegen die Sowjetunion, 
sowie die Massenvernichtung von Roma und Cinti und 
das Euthanasieprogramm an für 'lebensunwert’ gehal- 
tenen Menschen und der zigfache Mord an sogenann- 
ten ‘Asozialen' und an Schwulen, die Vernichtung 
durch Arbeit sowie die zahlreichen Menschenversuche 
in dem Sklavensystem der Konzentrationslager und die 
zahllosen Gewalttaten in den besetzten Ländern sind 
eine Summe von Verbrechen, die bis dahin selbst in 
der kapitalistisch-imperialistischen Raubordnung un- 
denkbar waren. Damit hatte Deutschland jeden Anlaß 
gegeben, ihm jegliche Grundlage der Existenz zu ent- 
ziehen, so daß Deutschland nichts und niemanden 
jemals wieder gefährden könnte. Dies geschah erwie- 
senermaßen nicht. 

In den folgenden Jahren der Besatzung schufen die 
Alliierten zwar die Voraussetzungen dafür, daß der 
Nationalsozialismus als Herrschaftsform nicht wieder 
zur Macht gelangen konnte. Die Westalliierten etablier- 
ten eine der Form nach bürgerliche Demokratie, die 
Sowjetunion ließ mit der DDR einen Staat entstehen, 
der sich selbst als antifaschistisch definierte. Die Ge- 
_bietsabtretungen, die Umsiediung der ‘Volksdeutschen’ 
aus den osteuropäischen Länder in die verbleibenden 
Staatsgebiete und die Entstehung zweier Staaten ver- 
hinderten für lange Zeit die Wiedergeburt des Deut- 
schen Reichs. Die beschränkte Souveränität und die 
militärischen Restriktionen taten ein übriges. 

Einen grundsätzlichen Bruch mit den gesellschaft- 
lichen Voraussetzungen, die zum Nationalsozialismus 
geführt hatten, gab es in der BRD nicht, in der DDR nur 
ansatzweise. Zwar wurden die Hauptkriegsverbrecher 
in den Nümberger Prozessen durch die Alliierten verur- 
teilt, die Millionen ehemaliger NSDAP-Mitglieder aber 
sowie der Großteil der deutschen Bevölkerung, der 
tagtäglich die Vernichtungsmaschinerie am Laufen 
gehalten hatte, blieben in der BRD im wesentlichen 
unbehelligt und konnten nach dem Krieg, jetzt unter 


anderen Rahmenbedingungen, dort weitermachen, wo 
sie vorher tätig waren. Das Personal in Wirtschaft, 
Verwaltung, Justiz, Militär und Sicherheitsapparaten 
blieb weitgehend unangetastet und wurde spätestens in 
den Anfangsjahren der BRD voll rehatbilitiert. Zu jenem 
Zeitpunkt konnten ehemalige Nationalsozialisten auch 
wieder Bundespräsident werden. Die Entnazifizierung 
kratzte allenfalls an der Oberfläche, eine Veränderung 
der Grundmuster von autoritären gesellschaftlichen 
Anschauungen und Untertanengeist bewirkte sie bei 
den meisten Deutschen nicht. Parteimitglieder, so hör- 
ten es die Alliierten immer wieder, waren die Deut- 
schen nicht aus Überzeugung geworden. Man mußte 
ja, um seine Stellung zu behalten und seine Familie zu 
ernähren! Mittäterschaft und Mitverantwortung für die 
Verbrechen des Nationalsozialismus wurden nicht 
thematisiert, dafür dienten Flucht und sogenannte Ver- 
treibung der ‘Volksdeutschen’ aus Osteuropa der deut- 
schen Bevölkerung dazu, sich als die eigentlichen 
Opfer des Krieges zu fühlen. 

Die entscheidenden Faktoren, die den Nationalso- 
zialismus zur hegemonialen Ideologie und Herrschafts- 
form in Deutschland werden ließen, blieben in der BRD 
unangetastet. 


Völkisches Denken und Vernichtung 


Da der Kapitalismus den Nationalsozialismus überdau- 
erte, blieb eine Gesellschaftsordnung erhalten, in der 
der Mensch letztlich nur dem Maßstab seiner jeweili- 
gen Verwertbarkeit unterworfen wird. Die Vernichtun 

derjenigen, die nicht verwertbar, also in diesem Sinne 
gesellschaftlich nutzlos sind, ist eine dem Kapitalismus 
systemimmanente Option. Systemimmanent ist ihm 
auch die Zerschlagung von Opposition, wo sie nicht 
integriert werden kann sowie die militärische Durchset- 
zung ökonomischer Interessen, wenn anderen Mitte: 
nicht oder nicht mehr opportun erscheinen. Teile der 
nationalsozialistischen Herrschaftsausübung lagen 


daher in der Logik des Kapitalismus und im Interesse 
der deutschen Bourgeoisie. Hierzu gehören insbeson- 
dere die Zerschlagung der deutschen ArbeiterInnenbe- 
wegung, Zwangsarbeit und Versklavung von Millionen 
Menschen sowie der Krieg gegen die kapitalistische- 
und die Systemkonkurrenz. Nicht mehr vollständig 
erklärbar aus dieser Logik ist der Kernbestandteil des 
Nationalsozialismus, die Shoah, die Vernichtung der 
europäischen Juden und Jüdinnen. 

Der ins Extrem gesteigerte Antisemitismus und 
Rassismus im Nationalsozialismus kann nur in der 
Zusammenschau mit dem völkischen Prinzip erklärt 
werden, welches bereits prägend für die Entstehung 
und Durchsetzung der deutschen Nation war. Das völ- 
kische Nationenverständnis überdauerte die Niederla- 
ge des Nationalsozialismus und die Besatzungszeit 
und prägt bis heute gesellschaftliche Vorstellungen von 
Bevölkerung und Eliten in Deutschland. 

Das völkische Verständnis von Nation sieht in dieser 
eine Abstammungsgemeinschaft, ein überhistorisches 
Band, das ihre Angehörigen miteinander verknüpft, ob 
dies ihrem tatsächlichen Willen und Interesse ent- 
spricht oder nicht. Während in anderen westlichen 
Staaten Nation bürgerlich verstanden wird, d.h. als 
Gemeinschaft derjenigen, die auf dem jeweiligen 
Staatsterritorium leben, dominiert in Deutschland eine 
metaphysische Auffassung. Diese Tradition geht zu- 
rück bis zu den Ideen der Romantik des 18. Jhdts. und 
lebt von Vorstellungen eines Naturmystizismus, in dem 
nicht das Individuum, sondern die Gemeinschaft im 
Zentrum steht. Diese ‘Gemeinschaft gleich Nation’ hat 
einen unveränderlichen Wesenskern, dem der Staat 
optimal zur Durchsetzung zu verhelfen hat. Der Ein- 
zeine hat in dieser organisch verstandenen Gesell- 
schaft seinen festen Platz in einer Hierarchie, die auf 
Führung und Gefolgschaft basiert. 

Das völkische Prinzip basiert im gleichen Maße auf 
Abgrenzung wie auf Geschlossenheit. Rassismus und 
Antisemitismus sind wesentliche Ausprägungen völki- 
schen Denkens. Dieses richtet sich gegen alle Bestre- 
bungen, Gesellschaft rational zu erklären und zu ge- 
stalten. Die Ideen der bürgerlichen Aufklärung wie des 
Marxismus erscheinen ihm als wesensfremd. Auch 
Staatsziele wie „Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit“ 
wurden als unvereinbar mit deutschem Wesen ange- 
sehen. Das völkische Prinzip ist sich selbst genug. 

Tatsächlich mußten die Ideologen des Völkischen 
einen Gegenpol anbieten, um eine eigene Identität ‘der 
Deutschen’ überhaupt entstehen lassen zu können. Als 
außerer Feind diente zunächst Frankreich, das zum 
Erbfeind’ wurde. Seine erste Hochphase hatte der 
deutsche Nationalismus zu Beginn des 19. Jhdts. in 
den antinapoleonischen ‘Freiheitskriegen‘, in denen 
zugleich die aufklärerischen Ideen der französischen 
Revolution bekämpft wurden. 

Als innerer Feind wurden in Deutschland vor allem 
die Juden und Jüdinnen ausgemacht, die den Anti- 
semiten als das Gegenvolk per se gelten, als wurzellos 
im Vergleich zu den bodenständigen Deutschen. Deut- 
Scher Idealismus galt den Völkischen als unvereinbar 
mit ‚jüdischem Materialismus’. Durch das antisemiti- 
sche Konstrukt »der Juden« sahen die Völkischen 
Deutschland in seiner Existenz als Nation bedroht. Im 


Weltbild des modernen Antisemitismus (der mit der 
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Ausbreitung des Kapitalismus Ende des 19. Jahrhun- 
derts entstand) werden »die Juden« mit der raschen 
Entwicklung des industriellen Kapitalismus und der 
damit einhergehenden gesellschaftlichen Umbrüche 
und Umstrukturierungen personifiziert und identifiziert. 
»Die Juden« stehen in diesem Weltbild für eine unfaß- 
bare internationale Verschwörung, sie gelten den Anti- 
semiten als Drahtzieher des plutokratischen Kapitalis- 
mus wie auch des internationalistischen Sozialismus. 
Der moderne Antisemitismus ist weit mehr als Vorur- 
teil, er ist Weltanschauung und beansprucht mit sei- 
nem reaktionär-verkürztem Antikapitalismus die Welt 
zu erklären. Im völkischen Deutschland fand diese 
Denkform die geeigneten Voraussetzungen, um bis Zur 
letzten Konsequenz wirksam zu werden. 

Der Nationalsozialismus war die bislang extremste 
Form einer auf völkischen Prinzipien aufgebauten Ge- 
sellschaft. Er konnte ohne weiteres an das anknüpfen, 
was als Strukturelemente bereits vorhanden war. Die 
ideologische Basis der Shoah und des rassistischen 
Vermichtungskrieges war im völkischen Nationenver- 
ständnis angelegt. Die Shoah hatte keine funktionale 
Bedeutung. Die Vernichtung der europäischen Juden 
und Jüdinnen geschah um ihrer Vernichtung willen. Mit 
»den Juden« glaubten die Nationalsozialisten die Trä- 
ger von Erscheinungsformen der Moderne zu vernich- 
ten, die ihren Vorstellungen von Gesellschaft entge- 
genstanden. Sie sahen sich als „deutsche Revolutionä- 


re“, die durch Auschwitz der 'arischen Rasse’ zum Sieg 
verhelfen wollten. 


Nach 1945: ‘Blutsdeutsche’ und 
wehrhafte Demokratie 


Das völkische Nationenverständnis blieb auch in der 
neu entstandenen BRD ein prägendes gesellschaftli- 
ches Element. Diesem wohnte die Vorstellung inne, die 
deutsche Nation bestehe trotz allem Unbill der Ge- 
schichte fort. Die BRD-Verfassung schrieb den Fort- 
bestand der Nation fest. Nach der Präambel des 
Grundgesetzes von 1949 „ist das deutsche Volk von 
dem Willen beseelt, seine nationale und staatliche Ein- 
heit zu wahren ...“. Weiter heißt es darin: „Das ge- 
samte deutsche Volk bleibt aufgefordert, in freier 
Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutsch- 
lands zu vollenden“. Weder Kapitulation noch Besat- 
zungsstatut, weder Gebietsabtretungen noch die Grün- 
dung der beiden Staaten BRD und DDR schienen die 
Existenz der deutschen Nation in Frage stellen zu kön- 
nen. Wenn also Staat und Nation nach solchem ideo- 
logischen Verständnis unterschiedliche Wesen sind, 
die zumindest zeitweilig getrennt voneinander existie- 
ren können, so kann das, was letztlich die Nation aus- 
macht, nur aus einer Abstammungsgemeinschaft her- 
aus, also völkisch erklärt werden. So fordert die Prä- 
ambel denn auch ein, daß alle Angehörigen des 
„deutschen Volkes“, also auch Solcher, die nicht im 
Staat BRD leben, nach gemeinsamer Staatlichkeit 
streben, der behaupteten Abstammungsgemeinschaft 
also zu entsprechender Staatlichkeit verhelfen sollten. 
Die Forderung nach Wiedervereinigung unter Ein- 
schluß der ehemaligen Ostgebiete war Konsens aller 
Parteien der BRD. Adenauer mußte sich für seinen 


pragmatischen Nationalismus, der die BRD an den 
Westen band, sogar die nationalistische Kritik Schu- 
machers gefallen lassen, er sei ein Kanzler der Alliier- 
ten, da er die deutschen Interessen nicht genügend 
vertrete. Adenauer war sich hingegen sicher, daß er 
deutsche Interessen nur im Rahmen der Westbindung 
durchsetzen konnte. Er setzte dieses Programm mittels 
eines aggressiven Antikommunismus durch, der ihm 
die Zustimmung der BRD-Bevölkerung sicherte. Alle 
weitergehenden Optionen mußten vorerst ruhen. Die 
agitatorische Vorfeldarbeit, deutsche Gebiets- und 
Herrschaftsansprüche in Osteuropa aufrecht zu erhal- 
ten, durften die Vertriebenenverbände leisten. 

Daran, daß auch von herrschender Seite Gebietsan- 
prüche niemals aufgegeben wurden, besteht kein 
Zweifel. Der Anschluß zumindest der DDR war und 
blieb politisches Programm. Unterschiedlich waren nur 
die Varianten, dieses politisch durchzusetzen. War es 
zunächst der kalte Krieg, den die Adenauer-Regierung 
gegen die DDR führte, so wählte die Sozialdemokratie 
mit der Entspannungspolitik die weichere Variante, 
damit „zusammenwächst, was zusammen gehört“ 
(Willy Brandt am 9.11.1989). Wer den letztendlichen 
‘Erfolg’ nun für sich verbuchen kann, mag dahingestellt 
bleiben. Festzuhalten bleibt, daß alle Beteiligten ihr 
Handeln völkisch legitimierten, indem Sie die 
‘Unnatürlichkeit' eines geteilten Volkes herausstellten, 
die es aufzuheben galt 


Konsequenterweise sicherte auch die Justiz der 
BRD den Anspruch auf Wiederanschluß der DDR ab. 
Herrschende Rechtsauffassung in der BRD war und ist, 
daß das Deutsche Reich weder 1945 noch 1949 unter- 
gegangen sei, sondern fortbestehe. Durch die Entste- 
hung zweier Staaten (BRD und DDR) sei zwar die 
deutsche Staatsgewalt geteilt, ein einheitliches deut- 
sches Staatsvolk und ein einheitliches Staatsgebiet 
existiere aber nach wie vor, nur sei der Gesamtstaat 
mangels Organisation nicht handlungsfähig (Urteil des 
Bundesverfassungsgericht zum Grundlagenvertrag 
BRD/DDR v. 1973). Mit dieser Auffassung bleibt also 
auch die Option auf mehr, nämlich Deutschland in den 
Grenzen von 1937, aufrechterhalten. Es wird letztlich 
nur aufgrund der politischen Rahmenbedingungen 
entschieden werden, ob diese Option eines Tages auch 
materielle Gewalt wird. 

Nicht nur in der Außenpolitik blieb das völkische 
Prinzip ein bestimmendes Element, auch nach innen 
prägte es die gesellschaftlichen Strukturen der BRD in 
wesentlichen Teilen. So blieb das bundesdeutsche 
Staatsangehörigkeitsrecht dominiert vom völkischen 
Prinzip des ‘ius sanguinis’, d.h. dem Recht des Blutes. 
Deutscher ist, wer deutschen Blutes ist. Der Geburtsort 
spielt als Anknüpfungspunkt so gut wie keine Rolle, 
anders als z.B. in Frankreich, GB oder den USA, Ein- 
bürgerung ist die Ausnahme. 


Anders als in der BRD wurde in der DDR dem Faschismus die materielle Grundlage entzogen. Durch die Enteig- 


nung von Bourgeoisie und Großgrundbesitz waren wesentliche Träger der nationalsozialistischer Herrschaft ent- 
machtet. Durch die weitgehende Verstaatlichung/Vergesellschaftung der Produktionsmittel entstand eine Ökono- 
mie, die nicht mehr auf einer reinen Verwertungslogik basierte. Damit war eine der Wurzeln des Nationalsozialis- 
mus gekappt. Die Mängel des DDR-Antifaschismus lagen vor allem im ideologischen Bereich. 

In der SBZ/DDR war die Aufarbeitung des Nationalsozialismus a ae von einer T konsequenteren Be- 


herauszuführen und seinen Wiedera A zu ermöglichen. Es würde ab er - diese Aufgabe sehr erschweren, wenn 
gegen sie auch jetzt noch mit Strafmaßnahmen, Entlassung aus der Arbeit, Beschlagnahmung ihres Eigentums 
oder Verächtlichmachung vorgegangen wird”. Die Beteiligung und MittäterInnenschaft großer Teile der deutschen 
Bevölkerung an den nationalsozialistischen Verbrechen wurde bagatellisiert, um die eigene Mission nicht zu ge- 


fährden. 


Die KPD/SED wollte die Partei des Volkes sein und sah sich als Wahrerin der nationalen Interessen Deutsch- 
lands, die sie durch den amerikanischen Imperialismus bedroht und durch die Adenauer-Regierung verraten 
glaubte. Die Gründung der DDR, und damit die Schwächung und Eindämmung des deutschen Imperialismus, war 
nicht Ziel der SED, sondern folgte zwangsläufig aus der Gründung der BRD, deren Westbindung und ihrem ag- 
gressiven Antikommunismus. Alle verzweifelten Versuche der SED, diese Entwicklung durch immer neue Angebo- 
te zur Wiedervereinigung oder Konföderation mit der BRD aufzuhalten und dabei selbst die Restauration des kapi- 
talistischen Ordnung in Kauf zu nehmen, schlugen fehl. So fand man sich notgedrungen mit dem Teilstaat DDR 
ab, um diesem wenigstens die Weihen einer „sozialistischen Nation“ zu geben. 

Holte sich die DDR dabei erst ihre Legitimation bei den fortschrittlichen Kräften deutscher Geschichte’ wie 
Thomas Münzer, später beim antifaschistischen Widerstand, durften es unter Honecker dann auch Luther, Fried- 
rich I} oder die „Patfrioten des 20 Juli 1944” sein, die als nationale Sinnstifter fungierten. Und: wo man sich national 
gerierte, blieben auch antisemitische Tendenzen nicht aus, die ihren Höhepunkt in den 50er-Jahren hatten. So 
wurde das ZK-Mitglied Paul Merker als „zionistischer Agent“ beschuldigt und zu 8 Jahren Zuchthaus verurteilt, 
nachdem er sich für Wiedergutmachungszahlungen der DDR an Israel ausgesprochen hatte. In der Gerichtsver- 


handlung war er als „König der Juden” bezeichnet worden. 


Vom Nationalismus ließ man in der DDR bis zum bitteren Ende nie ab. Es war kein aggressiver Chauvinismus 
wie der von Seiten der BRD betriebene und auf Wiederherstetlung imperiater Größe bedachte Nationalismus. 
Aber er bewirkte doch die Aufrechterhaltung der Wahnidee von nationaler Gemeinschaft mit unverkennbar völki- | 
schen Anteilen, die 1989 nach dem Mauerfali abrufbar waren, um im „Wir sind ein Volk’-Gebrülle des Leipziger 


|Mobs das Ende der DDR zu besiegeln. 


Doch hiermit nicht genug, das Grundgesetz definiert in 
Art. 116, wer Deutscher ist und unterscheidet zwischen 
deutschen Staatsangehörigen und deutschen 
"Volkszugehörigen'. Wo letztere leben spielt keine 
Rolle, auch Menschen, deren Vorfahren vor 10 Gene- 
rationen an die Wolga zogen, können sich auf ihr 
deutsches Volkstum’ berufen und hieraus Rechte ge- 
genüber dem Staat der BRD ableiten. ‘Deutschen 
Volkszugehörigen’ aus den sogenannten Vertreibungs- 
gebieten, die Abstammung und Bekenntnis zum 
"Deutschtum’ nachweisen können, konzediert das Bun- 
desvertriebenengesetz von 1953 ein Recht auf Einrei- 
se in die BRD und letztlich auch auf Einbürgerung. 

Auf der anderen Seite schuf sich die BRD mit dem 
Ausländergesetz von 1965 (angelehnt an die Auslän- 
derpolizeiverordnung des Deutschen Reichs von 1938) 
ein Sonderrecht für Menschen ohne deutsche Staats- 
angehörigkeit, daß die Erteilung, Verlängerung und 
Beendigung von Aufenhaltserlaubnissen dem Ermes- 
sen der Verwaltung überließ. EinwanderInnen blieben 
in aller Regel Menschen mit minderem Rechtsstatus, 
auch nach langjährigem Aufenthalt in der BRD. Dies 
gilt auch für die hier geborenen Kinder von Immigran- 
tInnen. 

Autoritären Gesellschaftsvorstellungen verhaftet, 
zeigte die BRD durch KPD-Verbot, Notstandsgesetze, 
Berufsverbotepraxis und im Deutschen Herbst 1977, 
was eine wehrhafte Demokratie ist und wozu diese 
fähig ist. Die FDGO _(freiheitlich-demokratische 
Grundordnung) wurde zur Kampfparole des ‘Modells 
Deutschland’ für die Verteidigung des gesellschatftli- 
chen Status quo gegen alle tatsächlichen oder halluzi- 
nierten Bedrohungen der deutschen Gesellschaft. Das 
sogenannte Gewaltmonopol des Staates diente der 
BRD zur Legitimation für die Bekämpfung aller Oppo- 
Sitionsformen, die sich nicht an die Spielregeln deut- 
Scher Demokratie hielten. Hierin unterscheidet sich die 
BRD von der Tradition westlicher Demokratien inso- 
weit, als die Begründung für die Verfolgung militanter 
Opposition eben nicht einfach der Gesetzesbruch, 
sondern die Verletzung des Gewaltmonopols des 
Staates ist. Es dominiert die Vorstellung, über dem 
Recht stehe der Staat. Jede Verletzung einer Rechts- 
norm wird so per se zu einem Angriff auf den Staat. 
Entsprechend ist die Heftigkeit, mit der dieser darauf 
reagiert. 

Diese autoritäre Auffassung von einem zeitlosen, 
auch den jeweils wechselnden politischen Systemen 
vorgegebenen Staat, ist eine der Konstanten, auf de- 
nen der Nationalsozialismus aufbauen konnte und die 
SICh in der BRD erhalten haben. Der Staat wird in die- 
ser Anschauung durch die Verfassung nicht erst konsti- 
tuiert, sondern nur begrenzt. Er legitimiert sich aus sich 
selbst und kann unabhängig von der jeweiligen ge- 
Schriebenen Verfassung vor- und außerkonstitutionelle 
Ziele verfolgen. In der BRD verschaffte die Konstrukti- 
on der FDGO als neben dem geschriebenen Recht 
stehende 'Realverfassung’ dem Staat den Freibrief für 
den nicht erklärten Ausnahmezustand, um so die offe- 
ne Willkürherrschaft zu vermeiden. 

Der Bruch mit dem System des Nationalsozialismus, 
den die Alliierten 1945 durchsetzten, beschränkte den 
Handlungsspielraum der BRD vor allem auf der fakti- 
schen Ebene. Die BRD mußte sich trotz aller ökonomi- 


schen Erfolge mit einer Beschränkung vor allem der 
militärischen und damit einhergehenden außenpoliti- 
schen Ambitionen abfinden. So konnten die beschrie- 
benen völkisch-autoritären Tendenzen des BRD- 
Staates 40 Jahre lang nicht in vollem Umfang zum 
Tragen kommen. Erst mit dem Fall der Mauer sind in 
jeglicher Hinsicht wieder alle Optionen offen. 


Vom völkischen Wahn zur 
Weltbefriedungsmacht 


Am 8. Mai 1995 ist das imperialistische Deutschland in 
einer besseren Position als zu den Zeiten, als die Welt 
am deutschen Wesen genesen sollte und dies in zwei 
Weltkriege mündete, an deren Ende jeweils Deutsch- 
lands Platz an der Sonne als eine führende Großmacht 
stehen sollte. Völkischer Nationalismus und militaristi- 
scher Größenwahn bestimmten dabei die deutsche 
Politik. Und der deutsche Opfermythos, Deutschland 
als ewiges Opfer von anderen Mächten, von vermeint- 
lichen Ungerechtigkeiten oder von Verschwörungen, 
war eine Voraussetzung für die Spur von Vernichtung 
und Gewalt, die Deutschland in diesem Jahrhundert 
gelegt hat. 

Schon mit dem ersten Weltkrieg wollte Deutschland 
die Ungerechtigkeit’ aus der Welt schaffen, daß die 
deutsche Nation auf Grund seiner verspäteten Natio- 
nenbildung bei der kolonialistischen Aufteilung der 
Welt unter die imperialistischen Großmächte nur einen 
vergleichsweise kleinen Teil abbekam und sich des- 
halb für zu kurz gekommen hielt. Die Wirtschaftsmacht 
Deutschland konnte sich nicht damit abfinden, politisch 
eine unter vielen Mächten zu sein und nur ein begrenz- 
tes Gebiet der Einflußnahme zur Verfügung zu haben. 
Nach der Niederlage im ersten Weltkrieg und dem 
damit verbundenen weiteren Machtverlust Deutsch- 
lands beherrschte die Revision des „Schandvertrages 
von Versailles“, mit dem die damaligen Siegermächte 
versuchten, Deutschlands künftiges Machtstreben ein- 
zuschränken, die deutsche Politik. Deutschland sah 
sich wiederum als Opfer internationaler Bestrebungen 
und Verschwörungen und versuchte mit dem zweiten 
Weltkrieg, die geschichtliche Entwicklung gewaltsam 
zu Seinen Gunsten zu verändern. 

Den diesmaligen Anlauf zu einer bestimmenden 
Führungsmacht in der Welt kann Deutschland als eine 
moderne kapitalistische Großmacht in Angriff nehmen. 
Die D-Mark ist europäische Leitwährung und ein we- 
sentliches altes Ziel des deutschen Kapitals, den euro- 
päischen Großraum unter deutscher Führung zu 
schaffen, ist in der Form des modernistischen deutsch- 
europäischen Projektes der EG-Festung und den damit 
verbundenen Folgen verwirklicht. Durch den Zerfall 
des RGW kommt zudem Osteuropa für Deutschland 
als ‘Hinterhof’ für ökonomische und politische Durch- 
dringung wieder hinzu, womit eine weitere historische 
Zielsetzung des deutschen Kapitals, die Beherrschung 
des ‘natürlichen und angestammten Einflußgebietes im 
Osten’, heute ohne offenen Krieg möglich scheint und 
vorangetrieben wird. 

1989/90 nutzten die deutschen Eliten die sich bietende 
Gelegenheit der Wiedervereinigung (von ‘unten’ durch 


das „Wir sind ein Volk“ massivst mitgetragen und vor- 
angetrieben), um ‘endlich’ auch wieder die volle natio- 
nale Selbstbestimmung zu erreichen. Folge daraus war 
das Ende der sich aus der militärischen Niederlage des 
Nationalsozialismus ergebenen Restriktionen und letzt- 
lich der Abzug aller Besatzungstruppen aus Deutsch- 
land. Die damit verbundene Wiedervereinigung mit der 
deutschen Vergangenheit bekommt materielle Gewalt 
und ist Antriebskraft für alt-neue Ansprüche des nun 
souveränen Deutschland: „Aus der wiedergewonnenen 
Einheit erwächst neue Verantwortung - im Inneren wie 
nach außen”.(Kriegsminister Rühe). 


Die mit der Ehrung 
von SS-Verbrechern 
in Bitburg und dem 
sogenannten Histori- 
kerstret' begonnene 
Geschichtsrevision 

der Verbrechen des 
Nationalsozialismus, 

insbesondere des 
industriellen Massen- 
mordes an den Juden 
und Jüdinnen und der 
Roma und Cinti, wird 
seit der Wiederverei- 
nigung als Versöh- 
nungsoffensive’ vVOr- 
angetrieben. Vorder- 
gründig geht es dabei 
darum, die deutsche 
Bevölkerung letztlich 
zu den eigentlichen 
Opfern des National- 
sozialismus zu erklä- 
ren: Im Land der Täter 
und Täterinnen soll es 
zukünftig nur noch - 
vor allem deutsche - 


ten". ‚eschit 
seinordnung, die Judenver- 


in dem ‘Historikerstreit ver- 
trat Emmst Nolte, daß der Na- 
tionalsozialismus als eine 
Bewegung anzusehen sei, die 


ee Bar Er Er Er 


System auf den Plan trat, der 
'Rassenmord der Nazis war 
nur eine Folge des bolsche- 


wistischen _'Klassenmords'. 
Letztlich vollbrachten die 
Nationalsozialisten laut Nolte 
ihre "asiafische' Tat (die 


Shoahl, d. A.) vielleicht nur 


deshalb, weil: sie sich und 
ihresgleichen als. potentielle 
oder wirkliche Opfer einer 
asiatischen Tat betrachte- 
Mit dieser Geschicht- 


nichtung als eine "präventive 
Bekämpfung von Feinden” 


(Nolte), die Deutschen als die 


eigentlichen Opfer und Au- 


schwitz als eine 'undeutsche 
Tat’, schufen Nolte und: Co. 


Opfer geben. 

So werden in der 1993 
eingeweihten zenira- | 
len deutschen Ge- |für die folgende Ge- 
denkstätte, der Neuen |schichtsumdeutung an 
Wache in Berlin, un- |Deutschland. 

terschiedslos alle, ob 

die in der ehemaligen SBZ internierten NS-Verbrecher, 
die nach 1945 Umgesiedelten wie auch die im zweiten 
Weltkrieg gefallenen Wehrmachtsangehörigen und 
umgekommenen deutschen Zivilisten als „Opfer von 
Krieg und Gewaltherrschaft“ mit den Opfern des Natio- 
nalsozialismus gleichgesetzt. Diese Einebnung der 
TäterInnen und Opfer findet seine Entsprechung in der 
sogenannten Umgestaltung der Gedenkstätten der 
ehemaligen Konzentrationslager, die im Rahmen der 
Einopferung der TäterInnen zu antitotalitären 
‘Mahnmalen gegen Gewalt und Willkür’ werden. 

Am 9.11.1994, dem 56. Jahrestag der Reichspo- 
gromnacht, demonstrierte das neue Deutschland im 
Jahre 5 nach dem Mauerfall eindringlich, mit welcher 
Vehemenz die Deutschen wieder einmal beanspru- 
chen, die eigentlichen Opfer ihrer Geschichte zu sein. 
Die Oden auf die Mauertoten ließen zumeist verges- 


sen, was 1938 Juden und Jüdinnen in der Reichspo- 
gromnacht geschah, als sich damals Millionen Deut- 
Sche als Opfer der ‘jüdischen Weltverschwörung' Sa- 
hen. Und auch diejenigen, die zumindest noch meinen, 
daß „Deutschland denken, auch Auschwitz nicht ver- 
gessen (heißt)“ (wie der Ex-DDR-Bürgerrechtler Fried- 
rich Schorlemmer am 9.11.94 auf der Veranstaltung 
„Mauerfall - Fünf Jahre danach“ in Berlin) denken da- 
bei vorwiegend nur noch in deutschen Opferkategori- 
en, denn so Schorlemmer weiter, „was Deutsche Deut- 
schen angetan haben, muß mitgedacht werden an 
diesem Tag". 

Mit der Leugnung und Relativierung der Verbrechen 
des Nationalsozialismus sowie seiner ‘'Neudeutung’ soll 
ein nationaler Konsens offizielle Handlungsgrundlage 
werden, der heute wieder Rassismus und Antisemitis- 
mus alltäglich werden läßt. Dieser nationale Konsens 
legitimiert im neuen Deutschland die Alltäglichkeit von 
rassistischen und antisemitischen Anschlägen, legiti- 
miert die Abschiebungen von Flüchtlingen in Folter und 
Tod sowie die Selbstverständlichkeit von Todesfällen 
an der deutschen Ostgrenze, wo zig Flüchtlinge in der 
Oder ertrinken, legitimiert die Propagierung von Eu- 
thanasie sowie eine zunehmend rassistische und völki- 
sche Familienpolitik. Dieser Konsens, der im Inneren 
Deutschlands weitgehend hergestellt ist, wird nun Zu- 
nehmend auf die Außenpolitik übertragen. 

Deutschland gedenkt künftig verstärkt, seiner 
„Verantwortung“ als souveräne Großmacht nachzu- 
kommen und verstärkt in sogenannte internationale 
Konflikte einzugreifen. Der Geschichtsrevisionismus 
der letzten Jahre war dabei eine entscheidende Vor- 
aussetzung dafür, daß Deutschland seine Karriere vom 
'Menschheitsverbrecher’ 1945, dem es auch in vierzig 
Jahren BRD-Demokratie nie ganz gelang, alle Vorbe- 
halte auf Grund seiner Vergangenheit abzuschütteln, 
zur allseits anerkannten und geforderten FührungS- 
macht zur ‘Bewahrung der Menschenrechte‘ vollbrin- 
gen konnte. Aktuell geht es darum, die deutsche 
Kriegsführungsfähigkeit herzustellen und der Nation für 
künftige Opfer imperialistischer Expansion Zielsetzun- 
gen zu präsentieren. 

Die Feierlichkeiten anläßlich des 50. JahrestageS 
des Attentates auf Hitler am 20. Juli 1944 boten eine 
günstige Gelegenheit für Kriegsminister Rühe, um eine 
Neubewertung der Grundlagen und Aufgaben der Bun- 
deswehr in der Großmacht Deutschland zu propagie- 
ren: „Die Rechtmäßigkeit der internationalen Einsätze 
unserer Bundeswehr ... ermöglicht dem deutschen Volk 
die volle Teilnahme an den Aufgaben der Gemein- 
schaft zivilisierter Nationen in gleicher Souveränität und 
in gleicher Verantwortung. Der Auftrag der Bundes- 
wehr, Deutschland und seine Bündnispartner zu schüt- 
zen, humanitäre Hilfe zu leisten und an internationalen 
Friedenseinsätzen teilzunehmen, entspricht den Her- 
ausforderungen unserer neuen Sicherheitspolitik. Den 
Einsatz für Frieden, Freiheit und Humanität sind wir 
auch den Frauen und Männern des Deutschen Wider- 
standes schuldig, die für diese Werte ihr Leben gaben“. 
Rühe knüpfte dabei explizit bei der Tradition des aus- 
gesprochen deutschen Widerstandes des „20. Juli“ an, 
mit dem versucht wurde, den Nationalsozialismus zu 
reformieren, um von der völkischen deutschen Herr- 
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schaft über Europa so viel wie möglich zu retten. Er 
entdeckte bei dieser Mischung aus nationaler Erhe- 
bung und rationaler und vorsichtiger Umsetzung deut- 
scher Großmachtinteressen, autoritärem Staat und 
Wirtschaftsliberalismus, ‘Volksgemeinschaft’ und Elite- 
Herrschaft, idealistischer deutscher Sittlichkeit und 
Antisemitismus „Maximen jedes Handelns ... für den 
militärischen Dienst wie auch“ für „die staatliche Ord- 
nung insgesamt”. Die „sittliche Verantwortung“ des 
»heiligen Deutschlands«, die letzten überlieferten 
Worte des Reformnationalsozialisten Stauffenberg, ist 
für Rühe heute „gesetzliche Pflicht des Soldaten der 
Bundeswehr“. 

Roman Herzog nutzte im Februar diesen Jahres die 
Zelebrierung des deutschen Opferkultes aus Anlaß des 
>0. Jahrestages der Bombardierung Dresdens durch 
alliierte Bomber, um der Weltöffentlichkeit zu zeigen, 
daß Deutschland den Alliierten ihre Kriegsverbrechen 
nicht länger vorhalten will und welche Lehren 
Deutschland aus diesen 'Verstrickungen’ zieht. Die 
Versöhnungsoffensive’ in Dresden zeigte deutlich, wie 
tauglich das Betrauern von deutschen Opfern des na- 
tionalsozialistischen Vernichtungskrieges für die Rela- 
tivierung dieses Krieges war und ist. Denn der Geist, 
aus dem heraus um die deutschen Opfer der deut- 
schen Geschichte getrauert werden darf und soll, ist 
einer, der keine Unterscheidung zwischen Täterinnen 
und Opfer trifft, der im ersten Trauerschritt auch nicht 
kleinlich’ zwischen der Nationalität der im Krieg gefal- 
lenen Soldaten, Mitgliedern der Waffen-SS, in den 
nationalsozialistischen Vernichtungslagern Ermorde- 
ten, den erschossenen WiderstandskämpferInnen, den 
Kindern und den Flüchtlingen unterscheidet, sondern 
sie scheinbar als Tote alle gleich behandelt. Indem 
Deutschland allen Opfern von Krieg und Willkürherr- 
schaft gleichermaßen gedenkt, sowohl der Menschen. 
die in den beiden Weltkriegen umkamen, als auch der 
Menschen, die in den Kriegen und Bürgerkriegen unse- 
rer Tage sterben oder Opfer von Terrorismus und 
sSinnloser’ Gewalt werden, kommt Herzog zu dem 
Kern seiner Botschaft an die Nation und die ganze 
Welt: Deutschlands neue Rolle als Weltbefriedungs- 
macht. 

Gerade Dresden zeige „die ganze Sinnlosigkeit mo- 
derner Kriege“ und weil Deutschland dies durchlitten 
hat, ist es geradezu prädestiniert, gegen Krieg und 
Totalitarismus zu kämpfen. Jegliches kleinliche Opfer- 
saldieren, egal welcher Nationalität, müsse aufhören, 
denn fünfzig Jahre danach gebe es angesichts der 
heute noch weithin „machtlosen Völkerrechtsordnung“ 
gegenüber Krieg und Massenmord wichtigere Aufga- 
ben als einen Streit über den Umgang der Deutschen 
Mit dem Nationalsozialismus. 

Der deutsche Vernichtungskrieg wird zum Normal- 
Krieg, seine Begleitumstände bedauert und seine Opfer 
betrauert. Der Krieg als ‘europäische Normalität’ wird 
vergleichbar und aufrechenbar und als ‘Spielart des 
Jahrhunderts’ anerkannt. Aus der Durchsetzung für die 
ausgemachte „machtiose Völkerrechtsordnung“ wird für 
Deutschland die Legitimation für weitere deutsche 
Kriege abgeleitet, wobei es für die Akzeptanz kriegeri- 
Scher Einsätze in der Bevölkerung wichtig ist, daß die 
Toten in Dresden zu „Opfern alliierter Verbrechen“ 
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werden und nicht als Symbol einer Niederlage 
Deutschlands in der Erinnerung bleiben. Über das mili- 
tärısche Engagement als solches wird praktisch nicht 
mehr gestritten, es geht nur noch um die Festlegung 
von Interessenssphären des deutschen Imperialismus. 

Bleibt das „Menschheitsverbrechen“ Auschwitz. Dies 
kann und wird auf absehbare Zeit (außer bei einigen 
alten und neuen NationalsozialistiInnen) nicht völlig aus 
der Weltgeschichte wegzuleugnen sein, es wird trotz 
aller schon stattgefundenen Relativierung als ein 
Mahnmal historischer Verbrechen weiterexistieren. Das 
offizielle Gedenken zum 50. Jahrestages der Befreiung 
des Vernichtungslagers Auschwitz hat deutlich ge- 
macht, daß die Shoah aus den gesellschaftlichen 
Grundlagen, die sie möglich gemacht haben, herausge- 
löst wird. Um ein Bekenntnis zur deutschen Nation 
möglich zu machen, dessen Geschichte nirgendwo 
durch Einmaligkeiten „verunstaltet“ ist, wird das in der 
bisherigen Menschheitsgeschichte einzigartige Verbre- 
chen der Vernichtung des europäischen Judentums 
quasi als Symbol eines „außergeschichtlichen“ Ereig- 
nisses aus der deutschen Geschichte ausgelagert. 
Deutschland denken wird so möglich, ohne Auschwitz 
mitdenken zu müssen. Die deutsche Geschichte wird 
„normal“ und von sich daraus ergebenden politischen 
und moralischen Einschränkungen befreit. 

Erwächst die künftige deutsche Führungsrolle für die 
einen trotz Auschwitz aus der Verantwortung, die sich 
aus der Wiedervereinigung ergibt, so leitet sich für das 
liberale und bis weit hinein in das (noch) linksliberale 
Spektrum gerade wegen Auschwitz eine besondere 
deutsche Verpflichtung ab, weltweit „mehr zu helfen“ 
und sich „ganz normal“ als Weltpolizist überall für die 
„Belange der Menschenrechte“ einzumischen. Denn, 


wie die „Zeit“ schrieb, lasse sich „Normalität ... ohne 
den Holocaust nicht denken“ 


Von der Weltbefriedungsmacht zum 
völkischen Wahn? 


Daß das heutige Deutschland ein „geläutertes“, 
„ziviles“, „anderes“ als das historische ist, werden die 
entscheidenden Repräsentantinnen nicht müde, der 
vVelt zu versichern. Und in der Tat, zur Zeit scheint 
Deutschland in einer Lage zu sein, die der übrigen 
Menschheit die ‚ganz großen Katastrophen” diesmal 
womöglich ersparen könnte. Denn Deutschland avan- 
cierte quasi 'kampflos’ zu dem Gewinner der weltpoliti- 
schen Veränderungen der letzten Jahre und bleibt dies 
womöglich auch. 

Aber verschiedene Ereignisse der letzten Jahre ha- 
ben deutlich gemacht, daß die weiter vorne beschrie- 
benen völkischen Kontinuitäten auch in der konkreten 
deutschen Politik weiter fortwirken und daß bei für 
Deutschland weniger günstigem Verlauf der ökonomi- 
schen und politischen Entwicklung oder wenn sich je- 
mand den deutschen Interessen in den Weg stellen 
sollte, diese Kontinuitäten durchaus wieder allein ent- 
scheidend für die Ausrichtung deutscher Politik werden 
könnten. Auch heute schon gerät Deutschland gele- 
gentlich wegen seiner völkischen Kontinuitäten in der 
Herrschaftsausübung und in der Durchführung der 


Einflußsicherung in Widerspruch zu den anderen im- 
perialistischen Staaten. 

Mit der Parole des Selbstbestimmungsrechtes agiert 
Deutschland seit der Wiedervereinigung in den ehe- 
maligen RGW-Staaten, deren Lage durch den Zerfall 
der alten Ordnung zumeist durch eine z.T. dramatische 
Instabilität gekennzeichnet ist, die immer häufiger so- 
genannte Nationalitätenkonflikte und Bürgerkriege zur 
Folge hat. Die Rekonstruktion des alten deutschen 
Feindbildes „Serbien“ trug wesentlich dazu bei, daß der 
‘Jugoslawien-Konflikt' eskalierte und sich zu einem 
neuen Balkankrieg ausweiten konnte. Deutschland 
schürte die nationalen und „rassischen“ Konflikte, um 
den multikulturellen Staat Jugoslawien (für Reißmüller 
von der FAZ ein „Völkergefängnis”) zu zerschlagen. 
Hier und woanders ist das alte völkische Prinzip (das 
Zusammenleben unterschiedlicher Bevölkerungsgrup- 
pen erscheint als „unnatürlich“, nur sogenannte homo- 
gene Gruppen sind in der völkischen Vorstellungswelt 
lebensfähige „Organismen”) schon wieder ein ent- 
scheidendes Moment des außenpolitischen Agierens 
Deutschlands geworden. 

Mit der deutschen Volkstumspolitik schreibt 
Deutschland ebenfalls alte völkische Konzepte fort, die 
spezielle Einflußmöglichkeiten für die künftige deut- 
sche Politik in den betroffenen Regionen bedeuten. Die 
Installierung „deutscher Minderheiten“ in den osteuro- 
päischen Ländern ermöglicht es Deutschland, über die 
‘normale’ ökonomische und politische Durchdringung 
der osteuropäischen Länder hinaus direkten Einfluß auf 
die Ausgestaltung der jeweiligen Länder zu nehmen. 
Seit Deutschland diese Volkstumspolitik wieder ver- 
stärkt betreibt, findet denn auch eine Re-Ethnisierung 
der Politik in diesem Bereich statt, da schließlich die 
Interessen der dortigen „Deutschen” zu wahren sind. 
Die deutsche Politik verfährt dabei nach dem völki- 
schen Prinzip, daß Deutschland überall da ist, wo 
‚Deutsche“ sind. Die Angehörigen der „deutschen 
Volksgruppe“ sollen in ihrem „Deutschsein“ gestärkt 
werden, damit sie ihre „nationale Identität" bewahren, 
weiterentwickeln und ausleben können, damit sie nicht 
mehr ‚zur Minderheit in der eigenen Heimaf“ 
(Innenstaatssekretär Lintner) werden. Mit der deut- 
schen Volksgruppenpolitik hat sich Deutschland für die 
Zukunft ein Drohpotential verschafft, mit dem die je- 
weiligen Länder unter Druck gesetzt werden können. 
Letztlich könnten damit sogar wieder Grenzrevisionen 
und Annektionen ins Spiel gebracht und begründet 
werden. 

Zwei markante Beispiele verdeutlichen, daß auch in 
der praktischen Politik im Inneren immer wieder tradi- 
tionelle deutsche Politikmuster, die auf völkischen 
Kriterien beruhen, zum Wirken kommen. 1992 ließ es 
sich Helmut Kohl nicht nehmen, den damaligen öster- 
reichischen Bundespräsidenten Kurt Waldheim (im 
Krieg für Deportationen von JüdInnen verantwortlich 
und der deswegen bis dahin international isoliert war 
und z.B. in den USA Einreiseverbot hatte) nach 
Deutschland einzuladen. Das Treffen mit Kohl durch- 
brach den internationalen Bann.. Die scharfe Kritik 
vom Jüdischen Weltkongreß (JWC) wies Kohl damit 
zurück, daß er alleine bestimme, mit wem er sich treffe 
und daß er dabei keine Ratschläge brauche. Außer- 


dem müsse er in diesem Zusammenhang daran erin- 
nern, daß der JWC im November 1989 "hohe Emissä- 
re” nach Ost-Berlin entsandt habe, um dort "in unerhör- 


ter Weise gegen die deutsche Einheit zu polemisieren." 


So stellte er »die Juden« als Hindernis der deutschen 
Nationwerdung dar und wiederholte damit eine der 
traditionellen antisemitischen Lügen. Das Muster. Ju- 
den und Jüdinnen zu HintertreiberInnen der Wieder- 
vereinigung zu machen, wurde allerdings nicht von 
Kohl erfunden. Schon im Januar 1990 ging der 
"Spiegel" mit gleicher Aggressivität vor. Am 8.1. nahm 
Augstein Elie Wiesel ins Kreuzverhör. "Mit welchem 
Recht", so hatte der Deutsche den Auschwitz- 
Überlebenden gefragt, halte der denn die Wiederver- 
einigung für "verfrüht"? Elie Wiesel solle lieber erklä- 
ren, warum in Jerusalem geschossen werde, in Berlin 

aber nicht. Da erscheint es schon fast selbstverständ- 

lich, daß sich die Regierung 1990 weigerte, in die Prä- 

ambel eines vereinten Deutschlands die Verantwortung 

für die Shoah aufzunehmen, wie der "Zentralrat der 

Juden in Deutschland" wiederholt forderte. 

Daß kollektiver Opferwahn und völkisches Denken 
jederzeit zum bestimmenden Faktor in der deutschen 
Politik werden können und durchaus für handfeste 
kapitalistische Interessen verwertbar sind, zeigte das 
Bündnis aus Mob und Elite während des rassistischen 
deutschen Herbstes 1992 mit dem Pogrom von Ro- 
stock-Lichtenhagen, den folgenden zigfachen Mordan- 
schlägen gegen Flüchtlinge und Immigrantinnen sowie 
den Lichterketten. Die Regierten fühlten sich dabei 
wieder mal als Opfer, dieses mal als Opfer einer in- 
szenierten und herbeiphantasierten „Asylantenflut“ und 
redeten sich dann selber ein, daß der Staat sie mit 
ihren „Ängsten“ im Stich ließ. \ 

Für die Eliten, die von „berechtigten UÜberfrem- 
dungsängsten“ sprachen, ergab sich durch den tatkräf- 
tigen ‘Volkszorn’ die kalkulierte Abschreckung weiterer 
Flüchtlinge und das von ‘unten’ geforderte beschleunig- 
te Handeln für praktische Maßnahmen, um die 'Aus- 
länderpolitik' den aktuellen Verwertungsbedingungen 
anzupassen. Erst als nach dem Anschlag auf Arbeit- 
simmigrantinnen in Mölln der Absatz deutscher Waren 
im Ausland gefährdet schien, veränderte sich das Be- 
drohungsszenario: Jetzt fanden ‘Volk’ und Elite sich bei 
Leuchtfeuern gegen den Haß zusammen, um wieder 
mal das ‘bedrohte Vaterland’ gegen diejenigen zu- 
schützen, die Deutschlands Ruf im Ausland gefährde- 
ten und damit insbesondere den ‘Standort Deutschland’ 
in Verruf brachten. 

Sowohl die Terrorwelle als auch die anschließenden 
Lichterketten haben die deutsche Gesellschaft radikal 
homogenisiert. Die Eskalation und folgende Deeskala- 
tion zum Jahresende 1992 drückten einen nationalen 
Konsens aus. Zum einen waren die Deutschen zufrie- 
den über die Abschottung Deutschlands gegen die 
Flüchtlinge (die Deportationsabkommen waren unter 
Dach und Fach, die Abschaffung des Asylrechts be- 
schlossene Sache). Zum anderen wurde erfolgreich 
dem durch den zu offensichtlichen ‘Haß’ entstandenen 
Imageschaden gegenüber dem ‘Ausland’ entgegenge- 
treten, das Bild vom ‘besseren Deutschland’ gezim- 
mert. Es gab also einen doppelten Grund, "stolz auf 
Deutschland zu sein”: Deutscher Rassismus und völki- 
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scher Idealismus gingen wieder einmal eine untrenn- 
bare Symbiose ein. 

Einen Vorgeschmack darauf, wie die souveräne 
imperialistische Großmacht Deutschland womöglich 
künftig mit Einmischungen in seine Belange umzuge- 
hen gedenkt, bot das CDU-Papier von 
Schäuble/Lamers, „Überlegungen zur europäischen 
Politik“. Dort wird festgestellt, daß Deutschland ein 
„besonderes Interesse“ an Osteuropa hat und die 
„Eingliederung der mittelosteuropäischen Nachbarn“ in 
das europäische Nachkriegssystem ultimativ als die 
„einzige Lösung dieses Ordnungsproblems(!)“ angese- 
hen wird. Bei Nichteinwilligung der anderen EG- 
Staaten „könnte Deutschland aufgefordert werden (?!) 
oder aus eigenen Sicherheitszwängen (?!) versucht 
sein, die Stabilisierung des Östlichen Europa alleine 
und in der traditionellen Weise (!!) zu bewerkstelligen“. 
Hier wird in klassischer deutscher Tradition den ande- 
ren Ländern vorgeschrieben, wie sich gefälligst gegen- 
über deutschen Interessen zu verhalten haben und mit 
dem deutschen Sonderweg gedroht, wenn es jemand 
wagen sollte, sich der deutschen Machtpolitik zu wider- 
setzen. | 

Der 8. Mai 1995 ist der Tag des Sieges der Deut- 
schen über ihre Vergangenheit. Er markiert den Ab- 
schluß einer Entwicklung, in der es Deutschland gelun- 
gen ist, die Folgen der militärischen Niederlage des 
Nationalsozialismus abzustreifen und heute als souve- 
räne imperialistische Großmacht aufzutreten. 

Und allein die Aussicht darauf, daß Deutschland 
künftig gedenkt, eine aktive, womöglich auch militäri- 
sche Rolle zur Aufrechterhaltung der bestehenden 
weltweiten Unrechtsordnung wahrzunehmen, ist eine 
offene Drohung an viele Menschen auf der Welt. Denn 
weltweiter Kapitalismus und imperialistische Herrschaft 
heißt heute für einen Großteil der Menschheit Elend, 
Ausbeutung und Krieg. In vielen Ländern hat der „Sieg 
des Kapitalismus“ über den realen Sozialismus zu- 
nehmendes Massenelend sowie Ausgrenzung und 
Abkoppelung ganzer Regionen vom Weltmarkt zur 
Folge. Im Gegenzug schotten sich die kapitalistischen 
Metropolen weiter ab und versuchen, ihre privilegierte 
Lage mit Protektionismus und staatlicher Gewalt ab- 
zusichern. 

Der 8. Mai 1995 bedeutet aber zudem das Ende 
einer Serie von Gedenktagen, die sich aus den Taten 
der Deutschen ergeben. Es ist abzusehen, daß die 
Erinnerung an die Shoah und den nationalsozialisti- 
schen Vernichtungskrieg künftig günstigenfalls zur 


ausstrahlungsiosen Pflichtübung verkommt (mit Aus- 


nahme von Israel, den sonstigen Opfern deutscher 
Verbrechen und den WiderstandskämpferInnen in allen 
ehemals von Deutschland besetzten Ländern). Die 
Einebnung von deutschen Täterinnen und Opfern 
deutscher Verbrechen ist auch international weitge- 


hend durchgesetzt (so beschränkte sich z.B. der Pro- 
test gegen die Beteiligung der ehemaligen Besat- 
zungsmacht an den Befreiungsfeierlichkeiten zumeist 
auf wenige Gruppen und Menschen). Mit der 
‘Versöhnungsoffensive’ in Dresden, bei der sich z.B. 
Vertreterinnen aus Großbritannien für das 
„Kriegsverbrechen Dresden“ entschuldigten, gelang es 
sogar, daß die Täterinnen von einst heute als „Opfer 
alliierter Verbrechen“ dastehen. Damit wurde ein be- 
deutsamer Schritt in die Richtung gemacht, Deutsche 
zu den eigentlichen Opfern zu machen. 

Dem 8. Mai werden die Jahrestage der Internierung 
und „Vertreibung“ folgen. In diesen Gedenktagen wird 
die deutsche Forderung nach Versöhnung zum Aus- 
druck kommen: Versöhnung für das noch "ungesühnte 
Verbrechen der Vertreibung Volksdeutscher". Die hef- 
tige Diskussion der letzten Wochen (ausgelöst durch 
den Aufruf der Rechtskonservativen und Neuen Rech- 
ten), ob der 8. Mai nun Befreiung oder Niederlage für 
Deutschland war, hat deutlich gemacht, daß der offi- 
zielle nationale Konsens der deutschen Gedenkerei 
von rechts leicht unter Druck zu setzen ist. 

Die von den nun folgenden deutschen Gedenktagen 
ausgehende Dynamik könnte den nationalen Konsens 
in absehbarer Zeit in die Richtung der Sichtweise der 
Rechten, daß der 8. Mai der Beginn des Unrechts sei, 
vorantreiben. Haben die Deutschen aber erst einmal 
mehrheitlich und offiziell zu dem Glauben gefunden, 
sie seien die eigentlichen Opfer des ‘Drittes Reiches’ 
und des Krieges, werden sie sich als 50 Jahre zu Un- 
recht ‘gedemütigt' begreifen und jedes weitere Behar- 
ren auf deutscher Schuld aggressiv beantworten. Dies 
wäre eine Möglichkeit, daß wieder verstärkt irrationale 
Momente zum bestimmenden Element der deutschen 
Politik werden. Auf Grundlage eines erneuerten Op- 
fermythos, verbunden mit den nie aufgegebenen Ge- 
bietsforderungen Deutschlands, könnte sich erneut 
eine völkische Variante des deutschen Imperialismus 
durchsetzen, die in seinen Konsequenzen über die 
imperialistische ‘Normalität’ hinausginge. 

Mit letzter Sicherheit kann heute nicht bestimmt 
werden, wie genau sich das neue Deutschland entwik- 
keln wird. Das Problem mit den Insassinnen der deut- 
schen Nation ist, daß niemand genau vorhersagen 
kann, was sie nicht tun werden. Aber es kann gesagt 
werden, was sie in der Vergangenheit verbrochen ha- 
ben und was Deutschland heute zu tun gedenkt. 

Diese Nation muß (mehr noch als jede andere) 
prinzipiell abgelehnt werden und jegliche Bezugnahme 
auf nationale Identität verbietet sich gerade in 
Deutschland mit seiner völkischen Vergangenheit und 
Kontinuität. 


Nie wieder Deutschland! 
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